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lichkeit durch alle Staatsorgane, wirtschaftsleitenden 
Organe, Kombinate, Betriebe und Einrichtungen, Ge­
nossenschaften, gesellschaftlichen Organisationen und 
Bürger zu wachen.
Diese vier Zweige der staatsanwaltschaftlichen Aufsicht 

haben sich in der DDR seit langem herausgebildet und be­
währt. Die spezifischen Aufgaben, Rechte und Pflichten 
der Staatsanwaltschaft sind über die grundsätzlichen Be­
stimmungen des StAG hinaus in weiteren Gesetzen aus­
führlich geregelt und ausgestaltet. Das gilt für die Ermitt­
lungsaufsicht (Strafprozeßordnung), für die staatsanwalt- 
schaftliche Mitwirkung im gerichtlichen Verfahren (Ge­
richtsverfassungsgesetz, Strafprozeßordnung, Zivilprozeß­
ordnung)7 sowie für die Aufsicht über den Strafvollzug 
und die Wiedereingliederung Bestrafter (Strafvollzugsge­
setz, Wiedereingliederungsgesetz). Eine Ausnahme bildet 
die Allgemeine Gesetzlichkeitsaufsicht, für deren Verwirk­
lichung es außerhalb des StAG keine speziellen Rechts­
vorschriften gibt. Deshalb werden die Aufgaben, Rechte 
und Pflichten der Staatsanwaltschaft auf diesem Gebiet 
durch die §§ 29 bis 33 StAG weiter präzisiert, ebenso die 
Verantwortungen der Adressaten von Aufsichtsmaßnah­
men.

Die Bezeichnung „Allgemeine G e s e t z l i c h k e i t s -  
aufsicht“ bringt zum Ausdruck, daß es sich nicht um eine 
allgemeine kontrollierende Tätigkeit, sondern eben aus­
schließlich um eine Aufsicht über die strikte Verwirkli­
chung der sozialistischen Gesetzlichkeit handelt. Dabei be­
stimmt das StAG exakt, welche Organe und Einrichtungen 
der Allgemeinen Gesetzlichkeitsaufsicht unterliegen (§ 29 
Abs. 1). Volksvertretungen gehören nicht dazu.

Erschöpfend werden die Befugnisse der Staatsanwalt­
schaft geregelt, die Gesetzlichkeit von Maßnahmen und 
Entscheidungen zu prüfen (§ 30 StAG). Ausdrücklich fest­
gelegt ist die Möglichkeit, staatsanwaltschaftliche Untersu­
chungen an Ort und Stelle zu führen (§ 30 Abs. 1 Satz 2 
StAG). Der Generalstaatsanwalt der DDR behält sich al­
lerdings vor, solche eigenen Untersuchungen selbst anzu­
weisen oder zu genehmigen, soweit nicht im konkreten 
Fall Anhaltspunkte für Rechtsverletzungen gegeben sind, 
denen nachzugehen gesetzliche Pflicht der Staatsanwalt­
schaft ist.

Allgemeine Gesetzlichkeitsaufsicht differenziert einsetzen

Das StAG fordert den differenzierten Einsatz der rechtli­
chen Mittel und Maßnahmen der Allgemeinen Gesetzlich­
keitsaufsicht gegen Rechtsverletzungen. Der schriftliche 
Protest kommt insbesondere in Betracht, wenn eine 
Rechtsverletzung nach Umfang, Begehungsweise oder Aus­
wirkungen als schwerwiegend anzusehen ist, wenn sie wie­
derholt begangen wurde oder wenn Entscheidungen oder 
normative Regelungen die sozialistische Gesetzlichkeit ver­
letzen (§ 31 Abs. 2 StAG). Sonst ist der schriftliche Hinweis 
anzuwenden. Bei geringfügigen Rechtsverletzungen mit 
einfachem Sachverhalt kann die Staatsanwaltschaft — spe­
ziell bei eigenen Feststellungen an Ort und Stelle — münd­
liche Forderungen zur Beseitigung der Rechtsverletzung 
erheben (§ 31 Abs. 3 StAG).

Alle rechtlichen Mittel und Maßnahmen der Allgemei­
nen Gesetzlichkeitsaufsicht sind dem Aufsichtscharakter 
entsprechend ausgestaltet und enthalten die verbindliche 
Verpflichtung des zuständigen Organs oder Leiters, eigen­
verantwortlich eine der sozialistischen Gesetzlichkeit ent­
sprechende Entscheidung zu treffen (§ 31 Abs. 1 und 4 
StAG). Das gilt gleichfalls für die Herbeiführung der diszi­
plinarischen oder ordnungsstrafrechtlichen sowie materiel­
len Verantwortlichkeit für Rechtsverletzungen in den ge­
setzlich vorgesehenen Fällen (§32 StAG). Zutreffend ist 
das auch für die neugeschaffene Möglichkeit, im Zusam­
menhang mit der staatsanwaltschaftlichen Untersuchung 
von Rechtsverletzungen die vorläufige Aussetzung des 
Vollzugs von Entscheidungen staatlicher Organe zu bean­

tragen, wenn das zur Sicherung der Rechte der Bürger er­
forderlich ist (§33 StAG). Darüber entscheidet ausschließ­
lich das zuständige staatliche Organ. Es wird jedoch durch 
den staatsanwaltschaftlichen Antrag noch einmal zu be­
sonders gewissenhafter Prüfung veranlaßt.

Die gesetzliche Regelung folgt voll der bewährten so­
zialistischen Konzeption, wonach der Staatsanwalt dafür 
verantwortlich ist, „daß kein einziger Beschluß irgendeiner 
Lokalbehörde dem Gesetz widerspricht, und nur von die­
sem Standpunkt aus ist der Staatsanwalt verpflichtet, ge­
gen jeden ungesetzlichen Beschluß Einspruch zu erheben, 
wobei der Staatsanwalt nicht das Recht hat, den Beschluß 
außer Kraft zu setzen .. .“fi

Das Gesetz bestimmt zugleich die Verantwortung der 
Empfänger von Aufsichtsmaßnahmen, die kritisierte 
Rechtsverletzung unverzüglich zu beseitigen, ihrer Wieder­
holung vorzubeugen und die sozialistische Gesetzlichkeit 
zu gewährleisten (§ 31 Abs. 1 StAG). Die dementsprechen­
den Entscheidungen und Maßnahmen der Leiter sind der 
Staatsanwaltschaft mitzuteilen (§§ 31 Abs. 4, 32 Abs. 3 
StAG). Der Staatsanwalt hat dafür in den Fällen des § 31 
Abs. 4 StAG eine angemessene Frist zu setzen. Dadurch 
kann den konkreten Umständen des Einzelfalls besser 
Rechnung getragen werden als mit der bisher im alten 
StAG festgelegten generellen Zwei-Wochen-Frist.

Beitrag der Staatsanwaltschaft zur weiteren Entwicklung 
und Vervollkommnung der sozialistischen Demokratie * 4

Das StAG verpflichtet die Staatsanwaltschaft in ihrer ge­
samten Tätigkeit besonders zur Beachtung des unlösbaren 
Zusammenhangs von sozialistischer Demokratie und strik­
ter Gesetzlichkeit. Die Hauptrichtung der weiteren Stär­
kung der sozialistischen Staatsmacht ist die weitere Ent­
wicklung und Vervollkommnung der sozialistischen Demo­
kratie. Dazu muß auch die Staatsanwaltschaft einen zu­
nehmend wirksameren Beitrag leisten. Die immer umfas­
sendere Entwicklung der demokratischen Aktivität der Ar­
beiterklasse und aller Werktätigen zur strikten Verwirkli­
chung ihres sozialistischen Rechts ist die entscheidende 
Aufgabe für die weitere Festigung der sozialistischen Ge­
setzlichkeit. Es gibt keinen anderen Weg. Deshalb zieht 
sich die von der Partei der Arbeiterklasse gestellte Auf­
gabe, die Tätigkeit der Justiz- und Sicherheitsorgane „noch 
enger mit der gesellschaftlichen Aktivität zur Gewährlei­
stung von Ordnung und Sicherheit“ zu verbinden9, wie 
ein roter Faden durch alle Teile des StAG (vgl. z. B. §§ 2,
4, 9, 15, 24, 27, 31, 36).

Dabei ist hervorzuheben, daß das Gesetz keinerlei ein­
engende Betrachtungsweise, etwa hinsichtlich nur einzel­
ner Formen der Aktivität der Werktätigen, zuläßt. Viel­
mehr orientiert es darauf, die ganze Breite der Möglich­
keiten unserer Gesellschaft zu nutzen und sich anbahnen­
des Neues aufzuspüren. Jeder Staatsanwalt muß sich stets 
dessen bewußt sein: Die entscheidenden Kraftquellen un­
seres Voranschreitens liegen in der Erhöhung der führen­
den Rolle der Arbeiterklasse und ihrer Partei in der Ge­
sellschaft und in der Entwicklung der sozialistischen De­
mokratie. Das ist eine Einheit.

Es gilt deshalb, die gesetzlichen Möglichkeiten für die 
Mitwirkung und Mitgestaltung der Werktätigen im Ermitt­
lungsverfahren, in den gerichtlichen Verfahren, zur Wie­
dereingliederung Strafentlassener und zur Erziehung kri­
minell Gefährdeter sowie bei der Durchführung der Allge­
meinen Gesetzlichkeitsaufsicht voll auszuschöpfen und die 
Massenbewegung für vorbildliche Ordnung und Sicherheit 
aus der staatsanwaltschaftlichen Tätigkeit heraus weiter­
hin zu unterstützen.

Selbstverständlich ist auch hierbei die Entfaltung der 
sozialistischen Demokratie nicht Selbstzweck. Die demo­
kratische Aktivität muß gesellschaftlich wirksam sein. Des­
halb bleibt es ein wichtiger und ständiger Auftrag, daran 
zu arbeiten, daß die Teilnahme der Werktätigen an der


